Heimvertraq

Stationare Pflege

Der vorliegende Heimvertrag bietet eine rechtliche Grundlage fiur die Erbringung solcher
Leistungen, die dem Bewohner — gemeint ist im Rahmen dieses Vertrages immer auch die
Bewohnerin — ein trotz seines Hilfebedarfs weitgehend selbstédndiges und selbstbestimmtes
Leben ermdglichen. Er soll die privaten Belange des Bewohners mdglichst unberihrt lassen.
Dieser Vertrag bestimmt die in diesem Zusammenhang bedeutsamen Rechte und Pflichten der

an seinem Abschluss beteiligten Parteien.

Wir verfolgen das Konzept einer ganzheitlichen, die Pflegebedlirftigen nach ihren individuellen
Fahigkeiten und Bedurfnissen aktivierenden Pflege. Hieraus folgt das Erfordernis eines
vertrauensvollen Zusammenwirkens gleichermalien zwischen Bewohnern, Angehdrigen,

Pflegepersonal und Heimtrager sowie ehrenamtlich tatigen Personen.

Dieser Heimvertrag erfasst die Rechte und Pflichten des Heimtrédgers und des Bewohners.
Diese Rechte und Pflichten ergeben sich aus einer Reihe von Vorschriften und Vertragen. Diese
setzen Rahmenbedingungen, die flr die Beziehung zwischen dem Bewohner und dem
Heimtrager maflgebend sind. Zu den genannten Vertrdgen gehoéren die auf Landesebene
zwischen den Pflegekassen, den Verbanden, der Heimtrager sowie der Sozialhilfetrager zu
schlieRenden Rahmenvertrage. Auf den in unserem Bundesland geltenden Rahmenvertrag
nimmt der vorliegende Heimvertrag verschiedentlich Bezug. Daher finden Sie in der Anlage den
Rahmenvertrag, dessen Inhalt in der jeweils aktuellen Fassung in vollem Umfang auch fiir den
vorliegenden Vertrag gilt. Selbstverstandlich koénnen Sie den gesamten Wortlaut des

Rahmenvertrages in unserer Heimverwaltung einsehen.

Darilber hinaus sind Fragen des Heimvertragsrechtes im Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz
(WBVG) geregelt.

Erganzend mdéchten wir Sie vor Einzug in unsere Einrichtung auf Folgendes hinweisen: Vor oder
unverzuglich nach Einzug in unsere Pflegeeinrichtung sind Sie gemalRR § 36 Abs. 4 S. 1
Infektionsschutzgesetz verpflichtet, ein arztliches Zeugnis dariber vorzulegen, dass bei lhnen

keine Anhaltspunkte fur das Vorliegen einer ansteckungsfahigen Lungentuberkulose vorhanden



sind. Wir bitten Sie daher, ein derartiges arztliches Zeugnis mdéglichst bei Unterzeichnung des

Heimvertrages zur Verfigung zu stellen.
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etc. et cetera SGB XII  Sozialgesetzbuch Zwdlftes Buch
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ggf. gegebenenfalls VDAB Verband Deutscher Alten- und Be-

hindertenhilfe e. V., Essen

MDK Medizinischer Dienst der vgl. vergleiche
Krankenversicherung

S. Satz WBVG Wohn- und Betreuungsvertrags-

gesetz




SGBV Sozialgesetzbuch Flnftes
Buch — Soziale Krankenver-

sicherung

1 Vertragspartner / Vertragsbeginn

1.1 Vertragspartner sind
Alten- und Pflegeheim Sonnenhof
Gesena-Ges. fur Senioren- und Altenhilfe mbH
Kdlner Stralte 25 — 31
53894 Mechernich-Kommern
vertreten durch

Frau Inka Berger-Neffgen und Herrn Thomas Wiegand

im Folgenden — Heimtrager — genannt

ist im Vertragstext von ,wir“ oder ,uns® die Rede, so ist der Heimtrager gemeint -

und Frau/Herrn

im Folgenden — Bewohner — genannt

vertreten durch

Frau / Herrn

(Betreuer/in oder Bevollmachtigte/r)

1.2 Vertragsbeginn: Lo


VDAB e.V.
Namentliche Nennung des Einrichtungsträgers

VDAB e.V.
Namentliche Nennung des Bewohners ggf. um einen Betreuer oder einen Bevollmächtigten zu ergänzen

VDAB e.V.
Dieser wird nicht selbst Vertragspartei, ist aber in der Lage, Erklärungen für den Bewohner abzugeben und entgegenzunehmen. Aus diesem Grund sollte allerdings überprüft werden, ob tatsächlich eine Betreuung oder Bevollmächtigung vorliegt, die derartige Geschäftsbereiche erfasst. Dies wird in der Regel bei Nennung der Betreuungsgebiete „Gesundheitssorge“, „Vermögenssorge“ sowie „Aufenthaltsbestimmung“ der Fall sein.

VDAB e.V.
Hier ist der tatsächliche Vertragsbeginn einzutragen.


2 Unsere Leistungen

2.1

Wir sehen es als unsere Aufgabe, die Wirde sowie die Interessen und Bedurfnisse der
Bewohner vor Beeintrachtigungen zu schitzen; entsprechend werden wir die
Selbstandigkeit, die Selbstbestimmung und die Selbstverantwortung der Bewohner
wahren und férdern. Art, Inhalt und Umfang der Leistungen richten sich nach dem
WBVG, dem Versorgungsvertrag des Heimes nach §§ 72, 73 Sozialgesetzbuch XI (SGB
XlI) und dem Rahmenvertrag gem. § 75 SGB Xl in der jeweils glltigen Fassung.

Die ins Einzelne gehende Festlegung derjenigen Leistungen, auf die der Bewohner
einen Anspruch hat, wird durch sogenannte Rahmenvertrage gemalf § 75 SGB Xl, die
auf der Ebene der Bundeslander geschlossen werden, geregelt. Eine genaue
Beschreibung derjenigen Leistungen, die der Heimtrager gegentiber dem Bewohner zu
erbringen hat, ist daher dem Rahmenvertrag, dessen Inhalt unmittelbar auch zum Inhalt
des vorliegenden Vertrages wird, zu entnehmen. Die insoweit einschlagigen Vorschriften
sind die in der Rahmenvertragsubersicht unter den Punkten ,Inhalt der allgemeinen
Pflegeleistungen®, ,Unterkunft’, ,Verpflegung® sowie ,Zusatzleistungen“ genannten.
Nach geltendem Heimvertragsrecht (WBVG) sind in diesem Heimvertrag die Leistungen
des Heimes an den Bewohner im Einzelnen zu benennen. Der Heimtrager weist
allerdings ausdricklich darauf hin, dass zu einem spateren Zeitpunkt Leistungs- und

Entgeltveranderungen mit Blick auf den vorliegenden Heimvertrag eintreten konnen.

Die rahmenvertraglichen Regelungen sowie die Regelungen des vorliegenden
Heimvertrages gelten entsprechend auch fur privatversicherte und unversicherte

Bewohner.

Vertragsgrundlage sind die als ,Informationen vor Vertragsschluss nach § 3 WBVG*

Uberreichten Schriftstlicke.



2.2

2.3

2.31

Private und gemeinschaftliche Raumlichkeiten

Der Bewohner bewohnt ein

[ ]zweibettzimmer
[] Einbettzimmer

[ 0 T P ) ereeenas Etage, Zimmernummer ...........

Ihm stehen alle Gemeinschaftsraume zur Verfigung.

Fir die Ausstattung der Bewohnerzimmer gilt Folgendes: Das Mitbringen eigener
Mobel und Ausstattungsstucke ist moglich und ausdricklich in unserer
Pflegeeinrichtung auch erwiinscht. Dies bedarf aber aus Platzgriinden, hygienischen,
heimrechtlichen und pflegerischen Gesichtspunkten heraus in jedem Falle der
ausdrlcklichen Vereinbarung. Die Zimmer im Pflegebereich sind im Ubrigen bereits
ihrem Zweck entsprechend mdbliert und eingerichtet (Pflegebett, Nachtschrank,

Kleiderschrank sowie einem Fernsehgerat).

Ein Uber den hier dargestellten Raum- und Ausstattungsstandard hinausgehendes

Angebot kann — soweit verfigbar — vereinbart werden.

Ein Umzug innerhalb der Einrichtung darf nur im ausdriicklichen Einvernehmen mit

dem Bewohner bzw. seinem Betreuer erfolgen.

Die pflegerische und soziale Betreuung/ Zusatzliche Betreuung und Aktivierung nach § 43b
SGB Xl /Leistungsausschluss gem. § 8 Abs. 4 WBVG

Wir erbringen gegeniber dem Bewohner entsprechend unserer Konzeption
kérperbezogene PflegemalRnahmen, pflegerische BetreuungsmalRnahmen (§ 4 Abs. 1
S. 1 SGB Xl) und medizinische Behandlungspflege nach den jeweils geltenden
Vorschriften des SGB XI; dies ist derzeit § 43 Abs. 2 S.1.

Unser pflegerisches Angebot sowie das der sozialen Betreuung bestimmt sich nach den
jeweils  glltigen  rahmenvertraglichen  Vorschriften  (vgl. die in  der
Rahmenvertragsubersicht unter dem Punkt ,Inhalt der allgemeinen Pflegeleistungen®
genannten Vorschriften). Wir werden die durch uns angebotenen und gewahrten

Leistungen jederzeit auf dem aktuellen, allgemein anerkannten Stand fachlicher


VDAB e.V.
Entsprechende Auswahl bitte ankreuzen

VDAB e.V.
Bitte hier ggf. Gebäudebezeichnung, die Etage sowie die Zimmernummer bzw. Raumnummer eintragen.

VDAB e.V.
Hier ist die von Ihnen angebotene, individuelle Ausstattung des Zimmers aufzuführen. 
Bspw. Möblierung, sanitäre Anlagen, technische Anlagen wie Telefon, Rufanlage o.Ä.

VDAB e.V.
Ehemals § 87b SGB XI
Seit dem 01.01.2017 sind stationäre Einrichtungen verpflichtet diese Leistung anzubieten.

Unversicherte Personen sind nach wie vor von dieser Leistung ausgeschlossen

VDAB e.V.
Ist ein Leistungsausschluss nicht vorgesehen, ist „Leistungsausschluss gem. § 8 Abs.4 WBVG“ entsprechend zu streichen.


Erkenntnisse halten. Der Heimtrager wird besonderes Augenmerk auf die Einhaltung der
jeweils glltigen MaRstdbe und Grundsatze zur Sicherung und Weiterentwicklung der
Pflegequalitat (§ 113 SGB XI) richten und seine Leistungen nach den Grundsatzen der

aktivierenden Pflege erbringen.

Zu den Dbereits genannten Regelwerken ftreten auch die so genannten
Expertenstandards nach § 113 a SGB Xl hinzu. Diese konkretisieren den allgemein
anerkannten Stand der medizinisch-pflegerischen Erkenntnisse, gelten aber zunachst
nur im Verhaltnis zwischen den Kostentragern und dem Heimtrager. Unter bestimmten
Voraussetzungen (z. B. § 115 Abs. 3 SGB Xl) kénnen hieraus auch Rechte des

Bewohners erwachsen.

2.3.2 Neben den allgemeinen Leistungen der Pflege und Betreuung haben alle gesetzlich und
privat pflegeversicherten pflegebedurftigen Heimbewohner Anspruch auf Leistungen
zur zusatzlichen Betreuung und Aktivierung gemal § 43b SGB Xl. Das Angebot
umfasst eine zusatzliche Betreuung und Aktivierung des Bewohners Uber die nach Art
und Schwere der Pflegebedirftigkeit notwendige Versorgung hinaus. Die
Betreuungsleistungen werden durch zusatzliches Personal erbracht, das weder Uber
Pflegesatze noch Uber Vergutungen flr etwaige Zusatzleistungen nach § 88 SGB Xl
refinanziert ist. Diese Leistungen sind flr den in der sozialen Pflegeversicherung
versicherten Bewohner kostenfrei und werden vom Heimtrager unmittelbar mit der
Pflegekasse abgerechnet. Privatversicherte erhalten das Betreuungsangebot
unterentsprechenden Voraussetzungen bei Vorliegen einer Zusage. Entsprechend
wird mit Blick auf einen etwaigen Beihilfeanspruch verfahren.

2.3.3 Der Heimtrager ist nicht in der Lage, bestimmte Anpassungen dieses Vertrages an
einen sich andernden Pflege- oder Betreuungsbedarf des Bewohners anzubieten.
Hiernach ausgeschlossen ist die Versorgung von

e Wachkomapatienten, Patienten mit apallischem Syndrom und von
beatmungspflichtigen Patienten sowie von Patienten mit Krankheiten
oder Behinderungen, die eine ununterbrochene Beaufsichtigung und die
Méoglichkeit der jederzeitigen Intervention erforderlich machen. Die
Einrichtung ist ihrer Konzeption nach fir eine intensivmedizinische

Versorgung personell, baulich und apparativ nicht ausgestattet



= Versorgung von chronisch mehrfach geschadigten akuten Alkoholikern,
von Patienten mit Morbus Korsakow und von suchtmittelabhangigen
Personen. Aus Sicht der Einrichtung bedarf es wegen der mit diesen
Krankheitsbildern haufig einhergehenden starken Tendenz zur Fremd-
oder Selbstgefahrdung fur die Versorgung dieser Gruppen besonders
hierfur fortgebildeten Personals. Die Einrichtung mdchte jedoch nur die
Gruppen versorgen, fur die sie auch die Einhaltung der Qualitats-

standards gewahren kann.

= Bewohner, flr die ein Unterbringungsbeschluss vorliegt oder die sonst
unterbringungsahnliche MalRnahmen bendtigen. Die Einrichtung betreibt
keine geschlossene Abteilung, was Voraussetzung ware, um diese
Bewohner zu versorgen. Dies gilt insbesondere bei Bewohnern, bei
denen eine Weglauftendenz mit normalen  Mitteln  eines
Weglauferschutzes nicht mehr beherrschbar ist und die sich dadurch

selbst gefahrden.

Infolge der aus unserem Versorgungsvertrag gem. § 72 SGB Xl hervorgehenden

Leistungskonzeption erfolgt in diesen Fallen keine Leistungsanpassung an einen veranderten

Pflege- oder Betreuungsbedarf. Tritt ein derartiger Pflege- oder Betreuungsbedarf nach

Abschluss des vorliegenden Heimvertrages ein, kann der Heimtrager den Vertrag gemaf Punkt

11.2.2 dieses Vertrages beenden.
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24.2
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Unser Leistungsangebot im Bereich Unterkunft und Verpflequng

Die Leistungen der Unterkunft und Verpflegung werden in unserer Pflegeeinrichtung

nach MaRRgabe des Rahmenvertrages erbracht.

Der Bewohner erhalt taglich die udblichen Mahlzeiten angeboten (Frihstick,
Mittagessen, Abendessen, Nachmittagskaffee); im Bedarfsfalle und auf insbesondere
arztliche Anordnung werden weitere Mahlzeiten wie Zwischenmahlzeiten, Diat oder
Schonkost  gereicht. Der  Heimtrager  gewahrleistet die  ausreichende

Getrankeversorgung.

Der Heimtrager Ubernimmt fir den Bewohner - im durch den Rahmenvertrag

festgelegten Umfang den Waschedienst. Zumindest umfasst dies den gesamten



244

24.5

2.5

Waschedienst mit folgender Einschrankung: Bekleidungsstuicke, die nicht maschinell
gewaschen und nicht maschinell gebugelt werden kdnnen, werden mit Einverstandnis
des Bewohners und gegen Weiterleitung der entsprechenden Kosten an ihn in eine

Textilreinigung gegeben.

Der Heimtrager Gbernimmt die notwendigen Reinigungsarbeiten aller Rdume im durch
den Rahmenvertrag festgelegten Umfang. Mindestens einmal pro Woche erfolgt eine
Reinigung. Es steht dem Bewohner — soweit er dies wiinscht - frei, sich an der Reinigung

seines Zimmers zu beteiligen.

Heizung, Warm- und Kaltwasserversorgung, Stromversorgung, Abwasser- und
Abfallentsorgung etc. werden vom Heimtréger im durch den Rahmenvertrag

festgelegten Umfang erbracht.

Bieten wir Zusatzleistungen an, so kénnen diese im Einzelfall mit dem Bewohner
vereinbart werden. Sie werden in diesem Fall gesondert in Rechnung gestellt.
Zusatzleistungen umfassen solche Leistungen, die von den Regelleistungen geman
Punkt 2.3 und 2.4 nicht erfasst sind.

3 Die medizinische Betreuung und weitere Leistungen

3.1

3.2

3.3

Behandelnde Arzte kénnen frei ausgewahlt werden.

Die arztliche und gesundheitliche Behandlung und Betreuung wird vom Heimtrager

sichergestellt.

Der Bewohner erklart sich damit einverstanden, dass der behandelnde Arzt,
Krankenhaustrager oder Trager einer Rehabilitationseinrichtung den Heimtrager mit
Blick auf pflegerisch relevante Sachverhalte informiert und die erforderliche Medikation
mitteilt. Als Empfénger einer solchen Mitteilung kommen nur die mit der pflegerischen
Betreuung betrauten Mitarbeiter ~ sowie  die Leitungskrafte (jeweilige
Wohnbereichsleitung und Pflegedienstleitung) in Betracht; diese sind ihrerseits zur
Verschwiegenheit verpflichtet. Zu diesen Zwecken wird er von der arztlichen

Schweigepflicht befreit.



3.4

Leistungen der behandelnden Arzte kdnnen nicht Gegenstand dieses Heimvertrages
sein. Nicht vom Leistungsumfang erfasst sind auch solche Sachleistungen, die nach dem
Sozialgesetzbuch V (SGB V) von der zustandigen Krankenkasse oder von anderen
Leistungstragern nach den jeweils einschlagigen Vorschriften zu erbringen sind sowie
Leistungen anderer, nicht im Bereich der vollstationaren Pflege tatiger

Leistungserbringer.

4 Die Entgelte fuir Regelleistungen / Zusatzleistungen

4.1

4.2

4.2.1

422
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4.3

4.4

Die nachstehenden Regelleistungen sind mit der Entrichtung der Entgelte samtlich
vergutet. Bei Nichtinanspruchnahme einzelner zur Verfigung stehender
Regelleistungsangebote andert sich die Berechnung nicht, wenn der Bewohner
Regelleistungen oder Teile hiervon nicht in Anspruch nehmen will oder kann. Punkt 5.1.2
bleibt unberthrt.

Mit dem Entgelt sind abgegolten:

Allgemeine Pflegeleistungen, Betreuung und medizinische Behandlungspflege, soweit
kein Anspruch nach § 37 SGB V besteht ( § 82 Abs. 1 Nr. 1 und S. 2 SGB XI)

Enthalten ist der Vertragspunkt 2.3.

Unterkunft und Verpflegung gem. § 82 Abs. 1 Nr. 2 SGB XI

Enthalten ist der Vertragspunkt 2.4.

Betriebsnotwendige Investitionsaufwendungen. Diese werden gesondert ausgewiesen,
vgl. Punkt 5.

Enthalten ist der Vertragspunkt 2.2.

Etwaige Zusatzleistungen gem. § 88 SGB XI werden gesondert abgerechnet

(Telefonfreischaltung 9,50 Euro monatlich, Fahrdienst ein Euro je Kilometer)

Zusatzliche Betreuungs- und Aktivierungsleistungen gem. § 43 b SGB XI (vgl. Punkt
2.3.2). Nicht Pflegeversicherte haben in der Regel keinen Anspruch auf diese

Leistungen.



5 Die Hohe des Entgeltes, die Falligkeit und Zahlung

5.1

Die nach diesem Vertrag zu erbringenden Entgelte sind mit Pflegekassen und ggf. auch
Sozialhilfetragern ausgehandelt. Hierbei sind im Rahmen des rechtlich Mdglichen
samtliche Kosten aufgrund einer durchschnittlichen Ermittlung und Verteilung auf alle
Bewohner in die Gesamtheimentgelte eingeflossen; sie sind daher ein Ausdruck des
Solidaritatsgedankens und stellen Pauschalvergutungen dar. Diese Entgelte sind geman
heimvertragsrechtlicher und pflegeversicherungsrechtlicher Vorgaben nach den in 4.2
genannten Leistungsarten aufzuschlisseln. Diese Vergutungsbestandteile bilden

gemeinsam das Gesamtheimentgelt.

Die fur die pflegebedingten Aufwendungen einschliellich der Betreuung zu leistenden
Entgelte sind entsprechend den Pflegegraden |, II, lll, IV und V zu differenzieren.
Anderungen kénnen sich unter den unter 6.1, dargestellten Voraussetzungen ergeben.

Die weiteren Vergutungsbestandteile sind von der Pflegegradermittlung unabhangig.

Das Gesamtheimentgelt betragt zurzeit monatlich fir den

Pflegegrad I: EURO ......... 3.021,92
Pflegegrad II: EURO ......... 3.363,84
Pflegegrad llI: EURO ......... 3.855,73
Pflegegrad IV: EURO ......... 4.368,61
Pflegegrad V: EURO ......... 4.598,89

Aktueller Pflegegrad des Bewohners: ...

Das Gesamtheimentgelt setzt sich aus den Entgelten fir die allgemeinen
Pflegeleistungen (5.1.1), Entgelte fir Unterkunft (5.1.2), Entgelte fiur Verpflegung (5.1.2),
Ausbildungsfinanzierung (5.1.3) und den gesondert berechenbaren

Investitionsaufwendungen (5.2) wie folgt zusammen.


Anna Catharina Warmbold
Nachfolgend wird die Vergütungssystematik dargestellt. Wichtig ist, dass unter 5.1 nicht nur die Gesamtheimentgelte für sämtliche Pflegegrade darzustellen sind, sondern auch der aktuelle Pflegegrad des Bewohners ausdrücklich bezeichnet wird. Dies entspricht der ursprünglich von der Rechtsprechung, alsdann allerdings auch in § 8 WBVG festgelegten Vergütungssystematik, wonach jeder Wechsel des Pflegegrades auch eine Anpassung im Bereich des Heimvertrages erfordert.

VDAB e.V.
Bitte hier auswählen, ob Sie tägliche oder monatliche Entgelte vereinbaren.
-Streichen-

Bei der Angabe eines monatlichen Entgelts ist im Folgenden auf der Basis von 30,42 Kalendertagen zu rechnen.


5.1.1

51.2

Die Entgelte fur allgemeine Pflegeleistungen, medizinische Behandlungspflege und

Betreuung betragen zurzeit monatlich fir den

Pflegegrad I: EURO ............ 1.367,68
Pflegegrad II: EURO ........ .... 1.709,60
Pflegegrad III: EURO .............. 2.201,49
Pflegegrad IV: EURO .... ... 2.714,37
Pflegegrad V: EURO ..... ..... 2.944,65
In den Pflegegraden Il bis V tragt der Bewohner einen nach Abzug des

Leistungsbetrages der Pflegekasse (vgl. 5.5) festgelegten, vom Pflegegrad
unabhangigen einrichtungseinheitlichen Eigenanteil von 784,38 Euro pro Monat. Der
einrichtungseinheitliche Eigenanteil als kalkulatorischer Wert fur die Vergutung des
pflegebedingten Aufwandes wird durch Herunterbrechen auf konkrete Pflegetage und
monatliche Leistungsbetrage der Pflegekasse bzw. privaten Pflegeversicherung —

abhangig vom Pflegegrad — konkretisiert.

Die Entgelte fur Unterkunft und Verpflegung betragen derzeit monatlich fir alle

Pflegegrade:

EURO 591,97 Unterkunft
EURO 455,69 Verpflegung

Regelungen bei Sondenernahrung -
Bei der ausschlielichen, nicht nur voribergehenden Ernahrung tber eine PEG-Sonde
unter Einschluss der Flussigkeitsversorgung wird das Entgelt fiir die Verpflegung um ein
Drittel gemindert, sofern der Sachkostenaufwand fiir die Sondenernahrung von anderen
Kostentragern Gibernommen wird. .

Die Altenpflegeausbildung wird auf landesrechtlicher Basis wie folgt finanziert:

X  als rechnerischer Bestandteil der Entgelte fiir allgemeine Pflegeleistungen (5.1.1)

dort derzeit in Hohe von 4,32 € pflegetaglich bereits enthalten.


Anna Catharina Warmbold
Unter den Punkten 5.1.1 bis 5.2 sind sämtliche aktuellen Vergütungen, und zwar auch die für den Bewohner aktuell nicht interessierenden, festzuhalten. Die Verteilung der bisher nach Pflegestufen differenzierten Vergütungen auf Pflegegrade dürfte in der Regel keine Schwierigkeiten mit sich bringen, da die Umrechnung gesetzlich geregelt bzw. mit den Kostenträgern vereinbart ist.

VDAB e.V.
Entsprechend zu Punkt 5.1 die Auswahl täglich/monatlich streichen.

VDAB e.V.
Nicht Zutreffendes bitte streichen.

VDAB e.V.
Bitte entsprechend der oberen Angabe auswählen.

VDAB e.V.
Hier die vereinbarten Beträge für Unterkunft und Verpflegung eintragen.

VDAB e.V.
Hier ist eine der beiden Alternativen zur Berücksichtigung der Sondenernährung anzukreuzen und auszufüllen.

VDAB e.V.
Zutreffendes bitte ankreuzen und um Beträge ergänzen.


5.2

5.3

5.4

5.5

Die gesondert berechenbaren Investitionsaufwendungen betragen derzeit fur alle

Pflegegrade im

Doppelzimmer: EURO 606,57 Gesamtbetrag monatlich.
Einzelzimmer: EURO 640,65 Gesamtbetrag monatlich.

Das Zimmer des Bewohners ist unter Punkt 2.2 benannt. -

Das Gesamtheimentgelt ist — vorbehaltlich der Regelungen unter Punkt 5.5 monatlich im
Voraus, spatestens bis zum 5. Werktag zu zahlen. Zusatzleistungen sind nach
Abrechnung zu zahlen. Der Bewohner verpflichtet sich, einer Zahlung der ihm
zustehenden Renten- oder sonstigen Altersversorgungsleistungen auf ein Konto des
Heimtragers zuzustimmen. Eine Abtretung des Renten- oder sonstigen
Altersversorgungsanspruches ist hiermit nicht beabsichtigt und bedarf einer gesonderten
Vereinbarung. Fur die Rechtzeitigkeit von Zahlungen kommt es nicht auf die Absendung,
sondern auf den Eingang der Zahlung an. Bei Zahlungsverzug gelten die Regelungen

des Birgerlichen Gesetzbuches; vgl. aber Punkt 5.5.

Die Bankverbindung des Heimtragers lautet:

Bank: Raiffeisenbank Frechen-Hurth
IBAN: DE90 3706 2365 0005 6170 14
BIC: GENODED1FHH

Konto-Inhaber: Gesena Gesellschaft fir Senioren- und Altenhilfe mbH

Soweit die Pflegekassen zur Ubernahme von Pflegekosten verpflichtet sind, richtet der
Heimtrager seinen Anspruch unmittelbar gegen diese (vgl. § 87a Abs. 3 SGB XI sowie
entsprechende Regelungen im Rahmenvertrag). Die Pflegekassen sind bei Vorliegen
der weiteren gesetzlichen Voraussetzungen verpflichtet, die pflegebedingten
Aufwendungen, die Aufwendungen fir medizinische Behandlungspflege und Betreuung
pauschal in Hohe der in § 43 Abs. 2 SGB Xl angegebenen Leistungsbetrage fur die
Pflegegrade 1I-V zu Ubernehmen. Fur pflegebedirftige Versicherte deren
Pflegebedurftigkeit nicht Gber das Ausmal} des Pflegegrades | hinausgehen, gewahrt die
Pflegekasse gemaf § 43 Abs. 3 SGB XI einen Zuschuss.

Fir Versicherte in der sozialen Pflegeversicherung betragt der Leistungsbetrag der

Pflegekasse monatlich


Anna Catharina Warmbold
Werte bitte eintragen!


VDAB e.V.
Hier ist Ihre Bankverbindung einzutragen.

Anna Catharina Warmbold
Die Leistungsbeträge der Pflegekassensind hier aufgelistet. Die Leistungsbeträge entsprechen dem Stand ab dem 01.01.2017.


bei Pflegegrad Il EURO 770,00

bei Pflegegrad III: EURO 1262,00
bei Pflegegrad IV: EURO 1775,00
bei Pflegegrad V: EURO 2005,00

Zuschuss gem. § 43 Abs.3 SGB XI
bei Pflegegrad | : EURO 125,00

Vergltungszuschlag gem. §§ 43b, 84 Abs.8 SGBXI:
EURO 141,08

Der VerglUtungszuschlag gem. § 43 b Abs. 1 SGB Xl wird unmittelbar vom Kostentrager
an den Heimtrager gezahlt; Privatversicherte erhalten eine Rechnung. Liegt fur die
Zahlpflichten des Bewohners die Kostenzusage eines Sozialhilfetragers vor, entfallen
insoweit die Regelungen uUber Zahlungsverpflichtungen des Bewohners. Die Ubrigen

Bestimmungen des Heimvertrages bleiben unberihrt.

6 Die Ermittlung der Entgelte und ihre Anpassung

6.1

Die Hohe der Pflegevergitung gem. § 82 Abs. 2 SGB Xl sowie der Entgelte fur
Unterkunft und Verpflegung wird im Rahmen von Vergitungsvereinbarungen gem. §§ 85
- 87 SGB Xl festgelegt.

Anderungen der Entgelte fur allgemeine Pflegeleistungen sowie Unterkunft und

Verpflegung aufgrund veranderter Vergutungsvereinbarung

Der Heimtrager kann eine Erhéhung des Entgelts verlangen, wenn sich die bisherige
Berechnungsgrundlage verandert. Neben dem erhdhten Entgelt muss auch die
Erhéhung selbst angemessen sein. Die beabsichtigte Erhéhung wird schriftlich mitgeteilt
und begrundet; sie muss den Zeitpunkt erkennen lassen, zu dem die Entgelterh6hung
verlangt wird. Die Begrindung muss diejenigen Positionen benennen, fur die sich durch
die veranderte Berechnungsgrundlage Kostensteigerungen ergeben und den
entsprechenden Umlagemalfistab angeben. Die Begriindung muss darlber hinaus die
bisherigen Entgeltbestandteile den vorgesehenen neuen Entgeltbestandteilen
gegenuberstellen. Die Erhdéhung tritt gegenliber dem Bewohner frihestens vier Wochen

nach Zugang des hinreichend begrindeten Erhdhungsverlangens ein. Der Bewohner


Anna Catharina Warmbold
Entgeltveränderungen sind nachfolgend dargestellt; es werden die Regelungen der §§ 8 und 9 WBVG im Wesentlichen wiedergegeben. Hiernach sind Veränderungen nicht nur bei allgemeinen Entgeltveränderungen möglich, sondern auch bei der Veränderung des Pflegebedarfs, wie er in einem neuen Pflegegrad zum Ausdruck kommt. Entgeltveränderungen in Folge von Preissteigerungen und veränderter Belegungsstruktur bedürfen der Zustimmung der Bewohnerschaft; nicht hingegen Änderungen der Pflegegrade. Beide Veränderungen müssen allerdings eingehend begründet werden. Hierbei hilft Ihnen Ihre Geschäftsstelle bzw. diejenige Stelle, die für Sie die Pflegesätze verhandelt. War schon in der Vergangenheit die allgemeine Entgelterhöhung sorgfältig zu begründen, so gilt dies mittlerweile auch für Entgeltveränderungen aufgrund Änderung des Pflegebedarfs (Wechsel des Pflegegrades): Sozialhilfeträger gehen zunehmend dazu über, die Zahlung auch bei Veränderung des Pflegebedarfs davon abhängig zu machen, dass die Vertragsänderung wirksam gegenüber dem Bewohner umgesetzt ist. Umgekehrt sind die Träger – hauptsächlich aus Gründen des Rechts der allgemeinen Geschäftsbedingungen – auch zur Absenkung der Vergütungen verpflichtet, wenn Kostensenkungen eintreten.


erhalt rechtzeitig Gelegenheit, die Angaben des Heimtragers durch Einsichtnahme in

dessen Kalkulationsunterlagen zu Uberprufen.

Tritt eine ErmaRigung von Kostenbestandteilen ein, so ist der Heimtrager zur Vornahme

einer entsprechenden Absenkung der Entgelte verpflichtet.

Erhdhungen der Entgelte sind fur privatversicherte und unversicherte Bewohner nur

nach Malgabe der Vertragspunkte 6.1 und 6.2 mdglich.

Anderungen aufgrund veranderten Pflege- und Betreuungsbedarfs

Wird der Bewohner aufgrund einer Begutachtung des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung (MDK) oder beauftragter Gutachter von der Pflegekasse in einen
neuen Pflegegrad eingruppiert, so gilt dieser auch im Verhaltnis zwischen Bewohner und
Heimtrager vom Zeitpunkt der Beantragung einer Neueingruppierung an in der Weise,
dass der Bewohner dem entsprechenden Pflegegrad (s. o. 5.1) durch einseitige
Erklarung des Heimtragers zugewiesen wird, vgl. § 8 Abs. 2 WBVG. Diese Regelung gilt
hinsichtlich entsprechender Eingruppierungsverfahren auch fir Versicherte der
Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See und deren verandertem
Pflegebedarf. Die hiernach zulassige, im Verhaltnis zu den angepassten Leistungen
angemessene Entgeltanpassung ist gegenuber dem Bewohner darzustellen und zu
begriinden. Hierzu ist eine Gegenuberstellung der bisherigen und der angepassten
Leistungen sowie der dafiir jeweils zu entrichtenden Entgelte in schriftlicher Form
vorzunehmen. Hierbei kann der Heimtrager auf Pflegedokumentationen, Bescheide von
Kostentragern oder MDK-Gutachten und seine dem hiernach festgestellten Bedarf
angepassten Leistungen verweisen. Fur Versicherte der Deutschen Rentenversicherung
Knappschaft-Bahn-See gilt Entsprechendes. Eine Verringerung des Pflegegrads

verpflichtet den Heimtrager zu einer entsprechenden Anpassung der Pflegevergitung.

Ist hiernach eine Leistungs- oder Entgeltverdnderung wegen veranderten Pflege-/
Betreuungsbedarfs zulassig, behalt sich der Heimtrager vor, die Veranderung durch
einseitige Erklarung herbeizufiihren. Privatversicherte und Unversicherte erhalten ein
Angebot mit entsprechendem Inhalt, vgl. § 8 Abs. 1 und 3 WBVG.

Unter den Voraussetzungen des § 87a Absatz 2 SGB XI ist der Heimtrager berechtigt,

einen Pflegesatz nach dem nachsthéheren Pflegegrad abzurechnen. Nach § 87 a Abs.


Anna Catharina Warmbold
Hingewiesen sei auf die Möglichkeiten nach § 87 a Abs. 2 SGB XI, wonach ein höherer Pflegegrad als der Festgestellte unter den dort benannten Voraussetzungen abgerechnet werden darf. Dies ist besonders interessant angesichts der Wirkung einer solchen Abrechnung auch gegenüber den Kostenträgern.


6.2

2 SGB Xl ist die vorlaufige Abrechnung eines — im Verhaltnis zum bisherigen - erhéhten
Pflegegrads unter den nachfolgend dargestellten Voraussetzungen mdglich: Soweit
Anhaltspunkte daflr bestehen, dass der Bewohner aufgrund der Entwicklung seines
Zustandes einem hdheren Pflegegrad zuzuordnen ist, ist er auf schriftliche Aufforderung
des Heimtragers verpflichtet, bei seiner Pflegekasse die Zuordnung zu einem hdéheren
Pflegegrad zu beantragen. Diese Aufforderung ist zu begrinden und Uberdies der
Pflegekasse sowie einem etwa zustandigen Sozialhilfetrdger zu Ubermitteln. Weigert
sich der Bewohner, einen derartigen Antrag zu stellen, darf der Heimtrager ihm und
seinen Kostentragern ab dem ersten Tag des zweiten Monates nach der Aufforderung
vorlaufig den Pflegesatz nach dem nachsthéheren Pflegegrad berechnen. Werden die
Voraussetzungen fur einen hoheren Pflegegrad von dem MDK bzw. dem
sozialmedizinischen Dienst der Knappschaft-Bahn-See spaterhin nicht bestatigt, und
lehnt die Pflegekasse daraufhin eine Hoherstufung ab, hat der Heimtrdger dem
Bewohner den Uberzahlten Betrag unverziglich zurlckzuzahlen. Dieser Betrag ist
rickwirkend ab dem Zeitpunkt der Berechnung eines erhdhten Pflegegrads mit

zumindest 5 % zu verzinsen.

Betriebsnotwendige Investitionsaufwendungen werden gegeniber dem Bewohner

gesondert berechnet, vgl. 5.2.

X Die Hoéhe der gesondert gegeniiber dem Bewohner berechenbaren
Investitionsaufwendungen bedarf gem. § 82 Abs. 3 SGB Xl und nach sonstigen
landesrechtlichen Regelungen der Zustimmung der zustandigen Landesbehorde.
Der Heimtrager versichert, dass eine Zustimmung im Hinblick auf die von ihm

gesondert berechneten Investitionsaufwendungen vorliegt.

Der Heimtrager darf eine Erhéhung der gesondert berechenbaren investiven
Aufwendungen verlangen, wenn sich die bisherige Berechnungsgrundlage verandert.
Neben dem erhéhten Entgelt muss auch die Erhéhung selbst angemessen sein, wobei
insoweit erganzend gilt, dass Erhéhungen aufgrund von Investitionsaufwendungen nur
zulassig sind, soweit sie nach der Art des Heimbetriebs notwendig sind und nicht durch
eine Offentliche Foérderung gedeckt werden. Fir die Begrindung des

Erhéhungsverlangens gilt der Vertragspunkt 6.1, zweiter Absatz, entsprechend.

Zur Begrindung kann der Heimtrager auf einen evtl. mit dem zustandigen Trager der
Sozialhilfe bestehenden Vertrag gem. §§ 75, 76 und 77 SGB XlI sowie Bescheide der


VDAB e.V.
Hierbei ist anzukreuzen, ob eine Genehmigung nach § 82 Abs. 3 SGB XI oder nur eine Anzeige nach § 82 Abs. 4 SGB XI erforderlich ist.

Mit Blick auf die Investitionskosten ist weiter zu beachten, dass in einzelnen Bundesländern Selbstzahler- und Sozialhilfesätze in unterschiedlicher Höhe existieren. Diese sind nur in der jeweils konkret zutreffenden Form im Heimvertrag wiederzugeben, was unter Umständen bei Eintritt der Sozialhilfe eine spätere Vertragsänderung erforderlich macht. 


7

7.1

7.2

8.1

zustandigen Landesbehérde im Sinne von Punkt 6.2 Bezug nehmen; durch einen
derartigen Vertrag ist der Heimtrager allerdings nicht in der Héhe der gesondert

berechenbaren Aufwendungen beschrankt.
Ergeben sich Kostensenkungen im Bereich der Investitionsaufwendungen, so wird der

Heimtrager die Hohe der gesondert berechenbaren Aufwendungen entsprechend

anpassen.

Die Regelungen bei Abwesenheit des Bewohners, § 87a Abs. 1 Satz 5 und 6 SGB XI

Wird der Heimplatz voriibergehend nicht in Anspruch genommen, so wird er fiir einen
Abwesenheitszeitraum von bis zu 42 Tagen im Kalenderjahr vom Heimtrager fir den
Bewohner frei gehalten. Dieser Zeitraum verlangert sich um etwaige
Krankenhausaufenthalte und Aufenthalte in Rehabilitationseinrichtungen. Fir die
Vergutung gilt die aus der Anlage ersichtliche rahmenvertragliche bzw. ihr
gleichstehende landesrechtliche Regelung (vgl. die in der Rahmenvertragsibersicht

unter dem Punkt ,Vergutungsregelung bei Abwesenheit* genannte Vorschrift).

Sobald nach den rahmenvertraglichen Regelungen die Verpflichtung zur Zahlung einer
gekurzten Vergutung bei Abwesenheit endet, zahlt der Bewohner die nach dem
vorliegenden Vertrag geschuldeten Entgelte in voller Hohe fort. Hierbei werden ersparte

Aufwendungen in Héhe der Regelung unter Punkt 7.1 S. 3 bertcksichtigt.
Werden ersparte Aufwendungen nach dieser Vorschrift berticksichtigt, bleibt dem

Bewohner der Nachweis hdherer ersparter Aufwendungen des Heimtragers

unbenommen.

Die Regelungen zu Haftung und Minderung

Bewohner und Heimtrager haften einander fir Sachschaden im Rahmen dieses
Vertrages bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit unbeschrankt. Bei lediglich einfacher
Fahrlassigkeit haftet keine der beiden Seiten fiur Sachschaden. Diese
Haftungsbeschrankung gilt nicht bei der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten

(Verpflichtung, deren Erfullung die ordnungsgemafe Durchfiihrung des Vertrages


Anna Catharina Warmbold
Hier ist eine Verweisung auf rahmenvertragliche Regelungen vorgesehen.

Anna Catharina Warmbold
Mit dem Ende der rahmenvertraglichen Abwesenheitsregelung entsteht erneut der Anspruch auf das volle Heimentgelt – trotz fortbestehender Abwesenheit. Allerdings muss sich der Träger nach allgemeinen zivilrechtlichen Regelungen wieder das anrechnen lassen, was er durch die Abwesenheit des Bewohners erspart. Die Höhe der Ersparnis haben wir pauschaliert und in Anlehnung an die rahmenvertragliche/gesetzliche Regelung nach § 87 a Abs. 1 SGB XI gestaltet. Dies bedeutet, dass im Regelfall auch bei Überschreitung der Höchstabwesenheitsdauer die Vergütung die gleiche bleibt. Allerdings ist sie nun vom Bewohner und nicht mehr vom Kostenträger zu fordern, woraus sich dann allerdings in praktischer Hinsicht ein nur beschränkter Anwendungsbereich der Regelung ergibt. Dem Bewohner bleibt es im Übrigen – aus Gründen des Rechts der allgemeinen Geschäftsbedingungen – vorbehalten, höhere ersparte Aufwendungen nachzuweisen.


8.2

8.3

Uberhaupt erst ermoglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmafig
vertraut und vertrauen darf) durch den Heimtrager bzw. seine Erfullungsgehilfen; in
diesem Fall ist die Haftung des Heimtragers begrenzt auf den Ersatz vorhersehbarer,

typischer Weise eintretender Sachschaden.

Fur Personenschaden gelten die gesetzlichen Bestimmungen.

Far Minderungs- bzw. Gewahrleistungsanspriiche gelten §§ 115 Abs. 3 SGB Xl, 10
WBVG sowie ggdf. zivilrechtliche Vorschriften.

9 Unsere Barbetragsverwaltung

9.1

9.2

Der Heimtrager halt im Rahmen der Bestimmungen der zustandigen Sozialhilfetrager
Uber die Gewahrung von Barbetragen monatlich fir jeden Bewohner den ihm
gegebenenfalls zustehenden Betrag zur Verfligung, sobald eine
Kostenlbernahmeerklarung des betreffenden Sozialhilfetrdgers vorliegt und die
entsprechenden Mittel von diesem zur Verfiigung gestellt worden sind. Der Barbetrag ist
entsprechend den Bestimmungen und Zwecksetzungen der Sozialhilfetrager zu

verwenden.

Die Auszahlung erfolgt an den Bewohner bzw. an den gerichtlich bestellten Betreuer,

soweit dessen Amt solche Geschéfte erfasst.

10 Vertragsdauer

Der Heimvertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen, soweit nicht im Einzelfall durch
ausdrickliche Vereinbarung zulassigerweise eine befristete Aufnahme des Bewohners

beabsichtigt ist.

11 Kiindigung
11.1  Verlasst der Bewohner das Heim nicht nur voriibergehend, so gilt im Hinblick auf die

Zahlung des Gesamtheimentgeltes Folgendes: Die Zahlungspflicht des Bewohners
endet mit dem Tag, an dem er aus dem Heim entlassen wird oder verstirbt. Zieht der
Bewohner in ein anderes Heim um, darf nur das aufnehmende Pflegeheim ein

Gesamtheimentgelt fur den Verlegungstag berechnen.


Anna Catharina Warmbold
Nach wie vor enthält dieser Vertrag Regelungen zur Barbetragsverwaltung. Es ist zwar nicht zwingend erforderlich, allerdings offenbar weithin üblich, diese für den Bewohner zu übernehmen, so dass die Klausel wie auch in der Vergangenheit im Vertrag enthalten ist. Überdies bietet die Barbetragsverwaltung eine gewisse Sicherheit für den Träger mit Blick auf die Erstattung von Auslagen.

Anna Catharina Warmbold
Die Kündigungsregelungen lehnen sich an die §§ 11, 12 und 13 WBVG an. Problematisch ist und bleibt das Verhältnis zu der sozialversicherungsrechtlichen Regelung des § 87 a Abs. 1 SGB XI, der verschiedentlich so ausgelegt wird, als könne der Bewohner durch schlichten Aus- oder Umzug das Vertragsverhältnis zu Ende bringen. Der VDAB folgt dieser Auffassung nicht und erblickt in der Regelung des § 87 a SGB XI Regelungen lediglich für die spätere Abwicklung des ordnungsgemäß, also fristgerecht gekündigten Heimvertrages.


11.2

11.2.1

11.2.2

11.2.3

11.2.4

Daneben kann der Heimvertrag jederzeit vom Bewohner aus wichtigem Grund ohne
Einhaltung einer Kundigungsfrist gekindigt werden, wenn ihm die Fortsetzung des
Heimvertrages nicht zuzumuten ist. Hat in den Fallen des vorangegangenen Satzes der
Heimtrager den Kuindigungsgrund zu vertreten, hat er dem Bewohner einen
angemessenen Leistungsersatz zu zumutbaren Bedingungen nachzuweisen und ist zum
Ersatz der Umzugskosten in angemessenem Umfang verpflichtet. In diesen Fallen kann
der Bewohner den Nachweis eines angemessenen Leistungsersatzes auch dann
verlangen, wenn er noch nicht gekiindigt hat. § 115 Abs. 4 SGB XI bleibt unberthrt.

Der Heimtrager kann den Heimvertrag nur aus wichtigem Grund kiindigen. Ein wichtiger

Grund liegt insbesondere vor, wenn

der Betrieb des Heimes vom Heimtrager eingestellt, wesentlich eingeschrankt oder in
seiner Art verandert wird und die Fortsetzung des Heimvertrages fur den Heimtrager

eine unzumutbare Harte bedeuten wiirde,

der Heimtrager eine fachgerechte Pflege- oder Betreuungsleistung nicht erbringen kann,
weil der Bewohner eine von der Einrichtung angebotene Anpassung der Leistungen
entsprechend einem veranderten Pflege- oder Betreuungsbedarf (vgl. § 8 Abs. 1 WBVG)
nicht annimmt; die Kiindigung des Heimtragers ist allerdings nur zulassig, wenn er zuvor
gegeniber dem Bewohner das Angebot der Anpassung unter Bestimmung einer
angemessenen Annahmefrist und unter Hinweis auf die beabsichtigte Kindigung
erneuert hat und nicht der Kiindigungsgrund durch eine vollstandige oder teilweise
Annahme durch den Bewohner (vgl. § 8 Abs. 1 WBVG) entfallen ist oder der Heimtrager
aufgrund eines wirksamen Ausschlusses der Leistungsanpassung nach Punkt 2.3.3
dieses Vertrages eine solche Leistungsanpassung nicht anbietet, vgl. erganzend § 8
Abs. 4 WBVG und dem Heimtrager deshalb ein Festhalten an dem Vertrag nicht

zumutbar ist oder

der Bewohner seine vertraglichen Pflichten schuldhaft so gréblich verletzt, dass dem
Heimtrager die Fortsetzung des Vertrages nicht mehr zugemutet werden kann

oder

der Bewohner


Anna Catharina Warmbold
Auf die Systematik bei Ausschluss bestimmter Pflegebedarfe hatten wir bereits hingewiesen. 

Eine weitere Kündigungsmöglichkeit ergibt sich, wenn der Bewohner eine angebotene Vertragsänderung wegen verändertem Pflegebedarf nicht annimmt. Da allerdings schon nach § 8 WBVG der Träger im Falle der Anwendbarkeit des SGB XI berechtigt ist, durch einseitige Erklärung ohne Zustimmung des Bewohners die Vertragsänderung herbeizuführen, wird für eine derartige Konstellation in der Praxis nur wenig Raum bleiben. Diese Kündigungsform wird wie bereits in der Vergangenheit praktisch nur in der Form der Androhung vorkommen.

VDAB e.V.
Nehmen Sie von einem Vertragsausschluss keinen Gebrauch, ist der gekennzeichnete Einschub vollständig zu entfernen.


a)

11.2.5

11.2.6

11.2.7

11.3

fur zwei aufeinanderfolgende Termine mit der Entrichtung des Entgeltes oder eines

Teils des Entgeltes, der das Entgelt fir einen Monat Ubersteigt, in Verzug ist

oder

in einem Zeitraum, der sich Uber mehr als zwei Termine erstreckt, mit der Entrichtung
des Entgeltes in Hohe eines Betrages in Verzug gekommen ist, der das Entgelt fir zwei

Monate erreicht.

In den Fallen des Punktes 11.2.4 ist die Kindigung nur zulassig, wenn zuvor dem
Bewohner unter Hinweis auf die beabsichtigte Klindigung erfolglos eine angemessene
Zahlungsfrist gesetzt worden ist. Ist der Bewohner in den Fallen des Punktes 11.2.4 mit
der Entrichtung des Entgeltes fiir die Uberlassung von Wohnraum in Riickstand geraten,
ist die Kindigung ausgeschlossen, wenn der Heimtrager vorher befriedigt wird. Die
Kindigung wird unwirksam, wenn bis zum Ablauf von zwei Monaten nach Eintritt der
Rechtshangigkeit des Raumungsanspruches hinsichtlich des félligen Entgeltes der

Heimtrager befriedigt wird oder eine 6ffentliche Stelle sich zur Befriedigung verpflichtet.

Die Kiindigung durch den Heimtrager bedarf der schriftlichen Form; sie ist zu begriinden.

In den Fallen der Punkte 11.2.2 bis 11.2.4 kann der Heimtrager den Vertrag ohne
Einhaltung einer Frist kiindigen. In den Ubrigen Fallen des Punktes 11.1 ist die
Kindigung spatestens am 3. Werktag eines Kalendermonats fir den Ablauf des

nachsten Monats zulassig.

Eine Kindigung des Heimvertrages durch den Heimtrager zum Zwecke der Erhéhung

des Entgeltes ist ausgeschlossen.

12 Vertretung des Bewohners

12.1

Der Heimtrager kann Entscheidungen fir den Bewohner nur insoweit treffen, als er durch
eine schriftliche Vereinbarung mit ihm oder dem gesetzlichen Vertreter hierzu erméachtigt
ist. Die Rechte und Pflichten des Heimtragers gem. § 87a Abs. 2 SGB Xl bleiben hiervon

unberihrt.


Anna Catharina Warmbold
Hier ist die Kündigung wegen Zahlungsverzuges ergänzend geregelt. Eigenartigerweise ist im Gegensatz zum früheren Heimgesetz die nachträgliche „Heilung“ der Kündigung durch Zahlung bzw. Zahlungszusage eines Kostenträgers beschränkt auf Fälle des Zahlungsverzuges im investiven Bereich. Die Kündigungsmöglichkeiten sind insoweit also durchaus erweitert.

Anna Catharina Warmbold
In der Praxis wesentlich ist die Möglichkeit der Erhöhung nach § 87a II SGB XI, siehe oben. Darüber hinaus wird der Heimträger ermächtigt, gegenüber Kostenträgern und Sozialhilfeträgern Mitteilungen zu machen, was in der Regel auch im Interesse des Bewohners stehen dürfte.


12.2

Der Heimtrager darf der Pflegekasse sowie dem zustandigen Sozialhilfetrager
Mitteilungen Uber eine evtl. Veranderung des Pflegebedarfs des Bewohners machen
(vgl. die in der Rahmenvertragsibersicht unter dem Punkt ,Mitteilungen“ genannte
Vorschrift). Dartber hinaus ist der Bewohner zur Mitwirkung bei einer evtl.
Eingruppierung verpflichtet, soweit die Pflegekassen bzw. der MDK oder der beauftragte
Gutachter im Sinne von § 18 Absatz 1 Satz 1 SGB Xl von ihren
Uberprifungsbefugnissen Gebrauch machen (vgl. die in der Rahmenvertragsiibersicht
unter dem Punkt ,Uberpriifung der Notwendigkeit und Dauer der Pflege“ genannten

Vorschriften).

13 Beirat

13.1

Der Heimtrager wirkt darauf hin, flr seine Einrichtung nach den geltenden
heimrechtlichen Vorschriften einen Beirat zu bilden, bzw. einen Flrsprecher

einzusetzen.

14 Vertragsanderungen / Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen

14.1

14.2

Anderungen und Ergénzungen des Vertrages sind gem. § 6 WBVG schriftlich zu fassen.

Eine etwaige Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen dieses Vertrages berihrt seine

Rechtswirksamkeit im Ubrigen nicht.

15 Datenschutz

16.1

16.2

Der Heimtrager verpflichtet sich zu einem vertraulichen Umgang mit den
personenbezogenen Daten des Gastes. Der Heimtrager ist Verantwortlicher im Sinne
des Datenschutzrechtes. Die Kontaktdaten lauten:

Gesena-Gesellschaft fur Senioren- und Altenhilfe mbH.............................

E-Mail:info@sonnenhof-kommern.de. ...
Telefon:02443-902 900..... ...

Die Datenschutzbeauftragte unserer Einrichtung heif3t David Bergstein. Er ist zu
erreichen unter: 02402-102994-0

Es werden nur solche personenbezogenen Daten des Gastes erhoben und verarbeitet,
die fur die Erfullung und Durchfuhrung des Heimvertrages und weiterer Verpflichtungen

gegenlber Behdérden, Pflege-oder Krankenkassen erforderlich sind. (vgl. die in der


Anna Catharina Warmbold
Die Regelung zur Mitwirkung der Bewohner verweisen auf die jeweils geltenden gesetzlichen Regelungen, wonach der Träger in den meisten Bundesländern praktisch umfassend verpflichtet ist, für die erfolgreiche Durchführung einer Wahl bzw. Besetzung zu sorgen. Die Bezeichnungen (Beirat und Fürsprecher) mögen in einzelnen Bundesländern abweichen; die Regelungstechnik ist jedoch weitestgehend gleichgeblieben.

Anna Catharina Warmbold
Dies ergibt sich unmittelbar aus § 6 Abs. 1 WBVG. Hieraus folgt auch, dass der Heimvertrag im Original von beiden Seiten zu unterschreiben ist, wobei es bei geschäftsunfähigen oder nur eingeschränkt geschäftsfähigen Bewohnern auf die Unterschrift des Betreuers oder Vertreters ankommt.


16.3

Rahmenvertragsubersicht unter dem Punkt ,Datenschutz genannten Vorschriften sowie
diejenigen  der  Datenschutzgrundverordnung - DSGVO - und des
Bundesdatenschutzgesetzes — BDSG -). Es handelt sich hierbei um personenbezogene
Daten im Sinne des Art. 9 DSGVO. Es werden folgende Daten des Gastes erhoben und
gespeichert:

— Vorname; Nachname; bisherige Anschrift; Telefonnummer; Kontoverbindung;

— Mitgliedschaft in einer Kranken- und Pflegekasse; behandelnde Arzte, soweit
vom Bewohner benannt; Name und Kontaktdaten von Betreuern, soweit
vorhanden, und von Angehdrigen, soweit vom Bewohner gewunscht;

— Gesundheits- bzw. Krankheitsdaten des Bewohners; Pflegebedarfe;
Pflegeplanung und -dokumentation; der Pflegegrad;

— Personenbezogenen Daten, die erforderlich zum Umgang mit Kranken- und
Pflegekassen sowie Sozialhilfe- und Rentenversicherungstragern bzw. sonstigen

Tragern der Altersversorgung sind.

Die Erhebung dieser Daten erfolgt, um den Gast angemessen pflegen und betreuen zu
kénnen; hierbei sind vom Heimtrdger umfangliche Vorgaben von Heimaufsicht,
Pflegekassen sowie aus den Leistungsgesetzen (SGB V, SGB Xl, SGB XIlI) zu beachten.
Die Bereitstellung und Nachverfolgung der Daten ist hiernach sowohl zum Abschluss
und zur Erflllung des vorliegenden Heimvertrages als auch zur Erfullung rechtlicher
Verpflichtungen des Tragers gegeniber den genannten 6ffentlichen Stellen erforderlich.
Sie ist weiterhin erforderlich, um lebenswichtige Interessen des Heimbewohners im
Rahmen der pflegerischen Versorgung schitzen zu kénnen (vgl. Art. 6 (1) b), c), d) sowie
Art. 9 (2) b) und h) DSGVO). Die Datenverarbeitung ist weiter erforderlich zur
angemessenen Vertragsabwicklung, zur Rechnungsstellung und zur Abwicklung

eventueller wechselseitiger Haftungs- und Erflllungsanspriiche.

Der Heimtrager ist berechtigt und nach heim- und sozialversicherungsrechtlichen
Vorschriften auch verpflichtet, insbesondere den Heimaufsichtsbehérden, dem MDK
sowie den Pflege- und Krankenkassen Uber den Gast geflihrte Daten, insbesondere
Pflegedokumentationen im Rahmen der entsprechenden &ffentlich-rechtlichen
Verpflichtungen (§§ 114 - 115 a SGB XIl; landesspezifische heimrechtliche Vorschriften;
in der Rahmenvertragsibersicht unter dem Punkt ,,Datenschutz® genannte Vorschriften)
zuganglich zu machen. Dies dient der Kontrolle des Heimtragers und ist seinem Belieben
nicht zuganglich. Kérperliche Untersuchungen durch die genannten Stellen bedlrfen der

Einwilligung des Gastes.



16.4

16.5

16.6

16.7

Werden im Laufe der Vertragszeit neue personenbezogene Daten des Gastes erhoben,
wird er von dem Heimtrager hiertber informiert. Nicht mehr benétigte Daten werden
unverzuglich geléscht. Nicht geléscht werden Abrechnungsdaten bis zum Ablauf
sozialversicherungs-, steuer- und handelsrechtlicher Aufbewahrungspflichten sowie
solche personenbezogenen Daten, die bis zum Ablauf heimrechtlicher
Aufbewahrungsfristen zu verwahren sind. Ebenfalls nicht geléscht werden im Einzelfall
solche Daten, die bei etwaigen Inanspruchnahmen wegen Pflichtverstolien (potentielle
Haftungsfalle) des Heimtragers zur Durchfihrung entsprechender Verfahren vor
Gerichten, bei Behdrden, Versicherungen und Sozialversicherungstragern erforderlich

sind.

Eine Weitergabe personenbezogener Daten an Dritte findet nur in dem Rahmen statt, in

dem dies unter Vertragspunkt 16 dargestellt ist.

Der Gast erhalt auf Wunsch eine Mitteilung dartiber, welche personenbezogenen Daten
gefihrt werden. Dies umfasst Informationen Uber Verarbeitungszwecke, Kategorien
personenbezogener Daten, Empfanger personenbezogener Daten, zur Speicherdauer,
Informationen zu Berichtigung und Ldschung sowie uber das Bestehen eines
Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehorde ein, soweit diese Informationen nicht
bereits mit dem vorliegenden Vertragswerk erteilt sind, vgl. Art. 15 DSGVO. Uber
gespeicherte personenbezogene Daten erhalt der Gast eine Kopie, wobei weitere

Kopien kostenpflichtig sind.

Die zustandige Aufsichtsbehorde ist der

Landesbeauftragte fiir Datenschutz und Irformationsfreiheit NRW
Kontaktdaten www.Idi.nrw.de

Es besteht weiterhin das Recht gemaR Art. 16 DSGVO, die unverziigliche Berichtigung
unrichtiger oder Vervollstandigung unvollstdndiger personenbezogener Daten zu
verlangen.

Einverstandniserklarung zu Film- und Fotoaufnahmen

Im Rahmen unserer Feste, Veranstaltungen und Aktionen werden viele Fotos erstellt.
Um Ihnen diese zeigen zu konnen bendtigen wir lhr Einverstandnis, Fotos im Rahmen
von Aushangen, Fotoalben, unserem Haus-Magazin und Prasentation unserer
Homepage zu veréffentlichen.

Hiermit erklare ich mich einverstanden, dass wahrend meines Aufenthaltes im
Sonnenhof im Rahmen von Festen, Veranstaltungen und Aktionen sowie diagnostischer
Therapeutischer Malnahmen Film- und Fotoaufnahmen stattfinden.


Warmbold (VDAB e.V.)
Bitte tragen Sie hier die Kontaktdaten der zuständigen Aufsichtsbehörde ein.


e Ich bin weiterhin damit einverstanden, dass die so entstandenen Aufnahmen honorarfrei
veroffentlich werden konnen.
e Die Genehmigung erstreckt sich auf alle Print-, Funk- und Online-Medien.

Mir ist bekannt, dass ich diese Genehmigung jederzeit widerrufen kann.

Der Widerruf kann nicht rickwirkend erfolgen. Bis zum Zeitpunkt des Widerrufs erfolgte
Veroéffentlichungen kdnnen nicht rickgangig gemacht werden.

16 Alternative Streitbeilequng

Seit dem 01.04.2016 besteht Gber das Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG) u.a.
auch fur Pflegeeinrichtungen die Méglichkeit, sich an einer aulRergerichtlichen Beilegung
zivilrechtlicher Streitigkeiten zwischen Einrichtung und Bewohnern zu beteiligen. Die
Teilnahme an diesem Verfahren ist freiwillig und liegt in der Entscheidung des Tragers
der Einrichtung.

Nach §§ 36 und 37 VSBG besteht fiir den Trager der Einrichtung die Verpflichtung, Gber
seine Entscheidung hinsichtlich der Teilnahme an der alternativen Streitbeilegung zu

informieren. Wir nehmen nicht an der alternativen Streitbeilegung teil.

17 Vertragsfassung

Der Heimtrager ist Mitglied im Verband Deutscher Alten- und Behindertenhilfe e. V.
(VDAB) mit Sitz in Essen. Die hier vorliegende Fassung beruht auf dem rechtlichen
Stand ab Mai 2018

(Ort, Datum) (Ort, Datum)

(Heimtrager) (Bewohner)

Betreuer oder Bevollmachtigter


VDAB e.V.
Integration des bisherigen Anlageblattes in den Heimvertrag.

Eine Verpflichtung zur Teilnahme besteht nicht.

Bei –freiwilliger-Teilnahme ist der Text entsprechend anzupassen.

Anna Catharina Warmbold
Über die in diesen Gebrauchshinweisen erläuterten Möglichkeiten der Anpassung des Vertragsmusters hinaus sollte eine Anpassung nur nach Rücksprache mit einer der Geschäftsstellen stattfinden. Inhalt und auch in rein quantitativer Hinsicht Umfang des Vertrages sind im Wesentlichen durch Gesetzgebung, Rechtsprechung und zum Teil auch durch die Praxis der Heimaufsichten vorgegeben. Im Übrigen nehmen Abänderungen des Mustervertrages diesem auch den Charakter als VDAB-Heimvertrag.


	Der Bewohner bewohnt ein

